
GV Landwirtschaftlicher Bezirksverein Dielsdorf

Im Juni geht es auf gemeinsame Reise mit den Landfrauen

An der Generalversammlung des 
landwirtschaftlichen Bezirksvereins 
Dielsdorf, welcher sich auch über  
das Limmattal erstreckt, standen die 
statutarischen Geschäfte sowie 
Informationen aus dem ZBV und 
Kantonsrat im Fokus.

«Und wieder liegt ein bewegtes Jahr 
hinter uns. Geprägt von schönem Wet­
ter, politischen Höhepunkten und ei­
nem gewaltigen Jubiläum des Zürcher 
Bauernverbandes (ZBV)», hielt Bezirks­
präsident Beni Bühler (Oetwil a.d.L.) 
rückblickend vor rund 50 Mitgliedern 
auf dem Huebhof in Bachs fest. Er ver­
wies auf die teilweisen Wetterextreme 
mit Frühlingsfrost und starken Gewit­
tern teilweise mit Hagel, welche einzel­
ne sehr stark getroffen hatten. Schluss­
endlich gab es aber über alles gesehen 
bezüglich Getreide, Kartoffeln oder 
Zuckerrüben erfreuliche Erträge mit 
guter Qualität im Acker- und Futter­
bau. Mit kritischen Worten würdigte 
Bühler zugleich die gewonnene Ab­
stimmung bezüglich der Ernährungs­
sicherheit. «Bei einer Initiative die von 
keiner einzigen Partei abgelehnt wird, 
bleibt die Frage jedoch bis zuletzt of­
fen, wo hier wohl der Hund vergraben 
ist. Durch den Absatz d im Artikel 104 
in dem die Förderung von grenzüber­
schreitenden Handelsbeziehungen ge­
fordert wird, können sich auch europa­
freundliche und bauernfeindliche Par­
teien gut mit solch einer Initiative an­
freunden. Ich hoffe nun, dass diese 
Abstimmung nicht als Eigengoal in die 

Geschichte der Schweizer Landwirt­
schaft eingeht und wir uns noch Jahre 
lang beim Gedanken über den Ent­
scheid von diesem einen Sonntag im 
letzten September die Haare ausreis­
sen könnten», so Bühler. Von einem 
Besucherrekord sprach er bezüglich 
dem auf dem Lindenhof der Familie 
Frei durchgeführten Buure-Höck mit 
über 350 Teilnehmern. Die eigentli­
chen Sachgeschäfte sorgten für keine 
grossen Diskussionen. Finanziell ver­
zeichnet man bei einem Ertrag von 
4740 Franken einen Aufwandüberschuss 
von rund 850 Franken. Für das laufen­
de Jahr wird ebenfalls mit einem Mi­
nus von etwas mehr als 1000 Franken 
gerechnet, wobei es 2250 Franken für 
den gemeinsam mit den Landfrauen 
geplanten Ausflug eingerechnet sind. 
Dieser wird am 12. Juni auf das Domai­
ne Chateau du Cret in Genf führen. Es 
ist einer der grössten Landwirtschafts­
betriebe in der Schweiz, welcher in Pri­
vatbesitz ist. Auf dem Rückweg wird in 
Ittigen der Lohnbetrieb Wyss besich­
tigt, welcher direkt beim Grauholz 
liegt. Nach langjährigem Wirken hat 
Richi Hug (Dielsdorf) sein Delegierten­
amt zur Verfügung gestellt. Mit Daniel 
Hauser aus Bach wurde ein Vertreter 
der Junglandwirte als Ersatz gewählt. 

Infos aus dem Ratssaal und ZBV
«Wir stehen ein Jahr vor den grossen 
Neuwahlen. Wir wollen dies gut vorbe­
reiten und mögliche Kandidaten auf­
bauen», kündigte ZBV-Präsident Hans 
Frei (Watt) an. Er verwies darauf, es 
wieder vermehrt auch junge Kräfte 
aus der Landwirtschaft und beiderlei 

Geschlechts braucht, um politische wie 
auch verbandsinterne Ämter und Man­
date zu besetzen. «Wir werden bezüg­
lich den Aktivitäten und Tätigkeiten 
des ZBV auch neue Wege beschreiten. 

So thematisieren wir in diesem Jahr 
im Projekt Heimisch das Fleisch, wo 
wir alles von der Haltung über die 

Schlachtung bis hin zur Fleischtheke 
zeigen werden», führte Frei aus. Zu­
gleich verwies er auf ein Schreiben des 
ZBV an die Wettbewerbskommission. 
In diesem Schreiben wird die aktuelle 
Milchpreispolitik des Milchverarbei­
ters Emmi angeprangert, wobei die C-
Milch im Fokus steht. 

«Die Volksinitiative Wildhüter statt 
Jäger wird von allen Parteien abge­
lehnt», rief Kantonsrat Hans Egli (EDU, 
Steinmaur) mit Blick auf die anstehen­
de Abstimmung in Erinnerung. Das 
während der Kantonsratsdebatte von 
der SP und Grünen ins Spiel gebrachte 
allfällige Verbot der Treibjagd ist be­
züglich der Volksabstimmung kein 
Thema, wird bei der Revision des Jagd­
gesetzes durchaus wieder ein Thema 
sein. Bezüglich dem Wassergesetz ist 
der Schlussentscheid im Kantonsrat 
noch nicht gefallen. Dieses ist sehr Ei­
gentümerfreundlich ausgefallen. Doch 
bereits ist das Referendum angekün­
digt worden, wobei die falsch interpre­
tierte Privatisierung der Wasserversor­
gung ein Stolperstein sein könnte. Be­
züglich den Diskussionen rund um 
den Pflanzenschutz- und insbesondere 
Glyphosateinsatz wird demnächst im 
Kantonsrat diskutiert, weil drei Kan­
tonsräte eine parlamentarische Initia­
tive bezüglich einer Standesinitiative 
eingereicht haben. Damit soll der lan­
desweit der Einsatz des Wirkstoff Gly­
phosat verboten werden. 

Egli verwies dabei darauf, dass lan­
desweit von den mengenmässig sechs 
wichtigsten Wirkstoffen mit unter an­
deren Schwefel (394 t) und Parafinöl 
(163 t) deren vier auch im Biolandbau 
eingesetzt werden. Bezüglich der Trink­
wasserqualität verwies er darauf, dass 
dieses das beste kontrollierte Lebens­
mittel ist. Entsprechend forderte er 
rund um den Einsatz von Pflanzen­
schutzmitteln eine versachlichte Dis­
kussion.
n ROMÜ

Konsequenzen für Bauten ohne Baubewilligung

Ein Wintergarten, ein Gartenhäus-
chen oder ein kleiner Kamin. Nicht 
immer bedenkt man, dass auch dafür 
eine Baubewilligung eingeholt wer- 
den muss. Doch welches Schicksal 
ereilt eine solche widerrechtliche 
Baute?

Die Schweiz ist ein ordentliches Land. 
Alles scheint an seinem rechtmässigen 
Platz zu sein. Dafür verantwortlich 
sind unter anderem Regelwerke wie 
Richtpläne, Zonenpläne, Bauvorschrif­
ten usw. Auch nehmen wir Rücksicht 
auf unsere Nachbarn. Ein nobler Ge­
danke, der aber von neidischen Nach­
barn auch ausgenutzt wird. Wenn man 
auf einem Grundstück nun einen Win­
tergarten anbaut, ohne dabei zu beden­
ken, dass dafür eine Baubewilligung 
notwendig wäre, läuft man die stete 
Gefahr, dass dies der Gemeinde früher 
oder später zu Ohren kommt und ent­
sprechende Sanktionen drohen.

Es gilt allerdings drei Konstellatio­
nen zu unterscheiden, wobei alle drei 
Konstellationen demselben Grundsatz 
folgen. Ob und welche Sanktionen er­
griffen werden, hängt von einer Inter­

essenabwägung ab. Gegenüber stehen 
sich das öffentlichen Interesse an der 
richtigen Durchsetzung des Rechts und 
das private Interesse an der Rechtssi­
cherheit und dem Vertrauensschutz.

Wurde eine Baute zwar unter Ein­
haltung sämtlicher Vorschriften er­
stellt, wurde dafür aber keine Baube­
willigung eingeholt, so scheint die nach­
trägliche Durchführung eines Baube­

willigungsverfahrens das angemessens- 
te Mittel zu sein, einer solchen Situa­
tion zu begegnen. Eine Bestrafung nach 
den §§ 340 ff. PBG ist aber möglich.

Anders liegt der Fall, wenn eine Bau­
bewilligung zu Unrecht erteilt wurde. 
In diesem Fall nimmt das private Inte­
resse mit wachsendem Baufortschritt 
zu. Nach Vollendung des Bauwerks 
kann die Bewilligung kaum je widerru­

fen werden. Eine Bestrafung nach den 
§§ 340 ff. PBG fällt ausser Betracht. Al­
lenfalls ist für einen Widerruf der Be­
willigung sogar eine Entschädigung 
seitens der Gemeinde geschuldet.

Der wohl für den Bauherrn unange­
nehmste Fall zeichnet sich aber da­
durch aus, dass ohne Baubewilligung 
und unter Missachtung von Zonen- und 
Bauvorschriften gebaut wird. Diesfalls 
dürfte die Interessenabwägung regel­
mässig zu einem ungünstigen Resultat 
für den Bauherrn führen. Bei geringfü­
gigen Abweichungen wird die Gemein­
de Mittel wie die Widerherstellung des 
rechtmässigen Zustands und die Auf­
erlegung einer Busse nach den §§ 340 ff. 
PBG vorziehen. 

Allenfalls sind auch weitere Mög­
lichkeiten wie die nachträgliche Ertei­
lung einer Ausnahmebewilligung mög­
lich. Bei grösseren Abweichungen wird 
die Gemeinde grundsätzlich den Ab­

bruch anordnen und somit die Wie­
derherstellung des rechtmässigen Zu­
stands verlangen. Zudem ist mit emp­
findlichen Bussen nach den §§ 340 ff. 
PBG zu rechnen. Weiter Massnahmen 
sind denkbar.

Von einer Anordnung zum Abbruch 
ist aber immer dann abzusehen, wenn 
ein berechtigtes Vertrauen des Bau­
herrn in eine falsche behördliche Aus­
kunft oder die Duldung des rechtswid­
rigen Zustandes vorliegt. Einzig schwer­
wiegende öffentliche Interessen kön­
nen dem Vertrauensschutz vorgehen. 
Von einem Dulden seitens der Behörde 
darf aber nur ausgegangen werden, 
wenn sie volle Kenntnis über die wi­
derrechtliche Baute hat und erst hin­
terher den Abbruch verfügt. Die Mög­
lichkeit eines Abbruchs ist grundsätz­
lich schlussendlich nach 30 Jahren 
verwirkt.  n 

«Ob und welche  
Sanktionen ergriffen 

werden, hängt von einer 
Interessenabwägung ab.»

Thomas Gysin, MLaw 
Niklaus Rechtsanwälte 
Dübendorf 
Spezialist im Baurecht

Bezirkspräsident Beni Bühler würdigte die Arbeit von ZBV-Präsident Hans Frei, welcher an vorderster 
Front auch im Schweizer Bauernverband für die Anliegen der Landwirtschaft kämpft. Bild: Romü

Bewilligungen für Bauvorhaben sind vorgängig einzuholen. Bild: Pixabay
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